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II-:l5~fJ der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nati('nalrate~ 

XlII. Gesetzgebungsperiode 
DER BUNDESMINISTER FüR FINANZEN Wien, 1973 05 28 

Z. 5609-Pr.2/1973 

An die 
Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 
Wie n 10 

Auf die Anfrage der Abgeordneten DDroNeuner und Genossen vom 

4.April 1973, Nro1245/J, betreffend Umsatzsteuervoranmeldun­
.gen, beehre ich mich mitzuteilen: 

An einen Wegfall der im § 21 des Umsatzsteuergesetzes 1972 
vorgesehenen allgemeinen Umsatzsteuervoranmeldungsverpflichtung 
ist zumindest für den Veranlagungs zeitraum 1973 nicht zu den­
ken. Eine diesbezügliche Gesetzesänderung wird daher zur Zeit 
nicht in Erwägung gezogen. Für die Beibehaltung der allgemeinen 
Voranmeldungsverpflichtung spricht insbesondere der Umstand, 
daß die Abgabepflichtigen zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer 
Vorauszahlungsverpi'lichtung auf Grund der vorhandenen Unter­
lagen ohnehin Berechnungen anstellen müssen, um unter Berüc~­
sichtigung ihrer Umsätze und der darauf entfallenden Umsatz­
steuer, der angefallenen Vorsteuerbeträge, der Selbstver­
brauchsteuer und allfälliger Vorratsentlastungsbeträge die an 
das Finanzamt abzuführende Steuer (Zahllast) oder einen zu 
ihren Gunstenbestehenden überschuß zu ermitteln. Das Formular 
der Umsatzsteuervoranmeldung ist, so gesehen, sogar ein Be­
helf für die Ermittlung der an das Finanzamt abzuführenden oder 
vom Finanzamt zu fordernden Steuerbeträge. Abgesehen davon darf 
nicht übersehen vlerden, daß die Höhe der Zahllast eines Unter­
nehmers beim System der I'lehrwertsteuer keinen AussagevJert be­
sitzt und nicht erkennen läßt, in welchem Umfang Umsätze ge­
tätigt wurden,in welcher Höhe Vorsteuern angefallen sind und 
wie hoch die Selbstverbrauchsteuer oder allfällige Vorratsent-

·lastungsbeträge gewesen sind. Die Voranmeldung hat somit neben 
einer erzieherischen \-lirkung auf den Abgabepflichtigen auch 
eine für die Finanzverwal tung nicht unwesentliche Kon"lirollfunk-
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tion und ist im Falle von überschüssen zugunsten des Abgabe­
pflichtigen der einzige \.J eg, die überschüsse geltend zu 
machen. Wenn man dazu noch bedenkt, daß über die Finanzämter 
pro Kalenderjahr weit über 100 I'1rd.S aus dem Titel Umsatz­
steuer verrechnet 'Vlerden, dem Fiskus jedoch nur ein Teil hie­
von (die auf die Umsätze an Letztverbraucher entfallende Um­
satzsteuer) als endgültiges Aufkommen verbleibt, muß es ver­
ständlich erscheinen, daß ein Abrücken von der allgemeinen 
Voranmeldungsverpflichtung von seiten des Finanzressorts 
als riskant angesehen \iird • 
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